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Jürgen Oelkers 

                                   Stellungnahme zur Weiterentwicklung 

           der Ausbildung von Lehrerinnen und Lehrern im Freistaat Sachsen*)
Mein Auftrag ist es, zu einem Antrag der Fraktion „Bündnis 90/Die Grünen“ im sächsischen Landtag Stellung zu nehmen. Der Antrag umfasst zehn verschiedene Elemente, die ich in ihrer Bedeutung unterschiedlich gewichte. Die Reihenfolge meiner Stellungnahme sieht dann so aus: 

1. Studienstruktur BA/MA 
2. Gleichstellung der Lehrämter 

3. Standards der Schule versus Standards der Lehrerbildung 

4. Verhältnis der Ausbildungsphasen 

5. Seiteneinsteiger in den Lehrberuf 

6. Folgen der Modularisierung 

7. Steuerung des Themenaufkommens 

8. Wahl des Studiums und Eignungsabklärung

9. Stärkung bildungswissenschaftlicher Anteile 

10.  Inklusive Pädagogik 
Das wichtigste Element ist die Studienstruktur, dann folgt die Frage der Gleichstellung der Lehrämter, die unterschiedlichen Standards, das Verhältnis der verschiedenen Ausbildungsphasen und am Schluss steht die inklusive Pädagogik. Ich bin nicht dagegen, Inklusion zum Thema der Ausbildung zu machen, sondern verweise nur auf Fragen der Wirksamkeit einer noch unerprobten Studieneinheit (zum Folgenden: Oelkers 2009). 

Für die Studienstruktur der verschiedenen Lehrämter ist entscheidend, wie das Bologna-Modell angewendet wird. Dieses Modell hat in der deutschen Öffentlichkeit, insbesondere auch bei den Studierenden, keinen guten Ruf, weil die Frage der Konsekution zwischen dem Bachelorabschluss und der Masterphase höchst unterschiedlich und meistens zum Nachteil der Studierenden geregelt wurde. Für Bachelorabschlüsse gibt es im Bildungsbereich so gut wie keinen Arbeitsmarkt, insbesondere bei den Lehrämtern fehlen die Beschäftigungsmöglichkeiten. Hier herrscht keine Polyvalenz, weil der Staat festlegt und festlegen muss, unter welchen Voraussetzungen der Zugang zum Berufsfeld geöffnet wird.  
Insofern ist es richtig, beim Studium der Lehrämter für einen nahtlosen Übergang in die Masterphase zu sorgen. Ursprüngliche Kalkulationen, mit einem Bachelorabschluss etwa für die Lehrkräfte der Grundschule die Studienzeit zu verkürzen oder gar das Besoldungsgefüge zu verändern, haben sich auf Grund der staatlichen Abschlüsse für die Lehrämter als unrealistisch herausgestellt. Die Folge davon ist dann aber, dass ein alleiniger Bachelorabschluss wertlos ist. Ohne direkte Konsekution in den Masterstudiengang hätte man im Lehramt vergeblich studiert. Ein geprüfter Übergang zum Master ist möglich, allerdings stellt sich die Frage, wie selektiv diese Prüfung angelegt und welchem Zweck sie dienen soll. Die Berufseignung prüft man anders. 

Die Rückkehr zu Staatsexamen ist keine Alternative. Sie setzen eine grundlegend andere Steuerungsphilosophie voraus und werden durch staatliche Prüfungsordnungen reglementiert. Staatsexamen passen nicht zum Bolognaprozess. Auf der anderen Seiten dürfen Masterabschlüsse nicht dasselbe sein wie Staatsexamen, Anhäufung von Noten ohne Prognosewert für die Praxis. Berufliche Kompetenzen lassen sich so nicht aufbauen, was aber Ziel der Ausbildung sein soll.       
Als erstes Bundesland hat Nordrhein-Westfalen die Studiendauer für die unterschiedlichen Lehrämter gleichgestellt. Erstmalig in der Geschichte der deutschen Lehrerinnen- und Lehrerbildung gilt für alle Lehrämter die gleiche Ausbildungsdauer. Die Forderung nach Gleichstellung der Grundschullehrerinnen- und Grundschullehrerausbildung sowie der Ausbildung für die verschiedenen Lehrämter auf der Sekundarstufe I ist alt und scheiterte bislang immer an den Folgen für die Besoldungsstruktur. Wie die anderen Bundesländer auf das neue Gesetz in Nordrhein-Westfalen reagieren, ist offen, aber ebenso offen ist die Frage, ob es tatsächlich Besoldungsfolgen im Sinne einer Anhebung der nicht-gymnasialen Lehrämter geben wird. 
Von der Anlage der Lehrerinnen- und Lehrerbildung her ist der Schritt dieser gleichen Ausbildungsdauer zu begrüssen. Es ist nicht einzusehen, warum die künftigen Lehrpersonen des Gymnasiums oder die der Sonderschulen länger studieren sollen als die angehenden Grundschullehrerinnen und Grundschullehrer. Der Grund kann nicht sein, dass kleinere Kinder weniger Ausbildungsaufwand erfordern als grössere. Eher stellt sich die Frage, warum die Ausbildung der Kindergärtnerinnen nicht längst auf einer höheren Stufe erfolgt. Die Frühförderung entscheidet sich zwischen Kindergarten und Grundschule, ohne dass die Ausbildungen darauf eingestellt wären. 
Das curriculare Hauptproblem der Ausbildung konzentriert sich auf die Frage, wie die vorliegenden Standards der Lehrerinnen- und Lehrerausbildung, die die deutsche Kultusministerkonferenz (KMK) verabschiedet hat, zu den Standards der Unterrichtsfächer in den Schulen passen sollen. Die Forderung, die curriculare Ausrichtung der Lehrerinnen- und Lehrerausbildung, insbesondere die der Fachdidaktik, an den Bildungsstandards der Schulen zu orientieren, ist leicht gesagt, aber bislang fern von jeder Umsetzung. Neuere empirische Untersuchungen zum bildungswissenschaftlichen Anteil in der Lehrerbildung in den Universitäten zeigen, dass bislang nicht einmal die KMK-Standards für die Lehrerbildung auch nur ansatzweise umgesetzt sind. 
Die Umsetzung kann nicht verordnet werden und basiert angesichts der Freiheit der Dozierenden auf „Goodwill“, der bislang kaum vorhanden ist. Die ohnehin schwache Stellung der Lehrerbildung an den deutschen Universitäten wird noch schwächer werden, sollte versucht werden, Bildungsstandards zu verordnen. Dagegen ist es aussichtsreich, das Problem von Bildungsstandards und damit verbunden von Leistungsmessung fest im Studium zu verankern. Angehende Lehrkräfte müssen wissen, was neue Aufgabenkulturen und Tests für ihren Unterricht bedeuten und wie sie die Daten zur Verbesserung des Lehrens und Lernens nutzen können. 

Das ist nicht trivial. Die Schwachstelle der deutschen Schulen ist der Unterricht, der einerseits wenig individualisierend angelegt ist und andererseits sehr geschützt im Blick auf die Ergebnisse verfahren kann. Bildungsstandards erscheinen vielen Lehrkräften als Bedrohung und nicht als Chance, was auch damit zusammenhängt, dass die Ausbildung das Thema kaum aufgreift oder aber perhorresziert. „Standards“ scheinen dem akademischen Blick auf die Praxis zu widersprechen, während die künftigen Lehrerinnen und Lehrer den Bildungsstandards nicht entgehen werden und genau darauf vorbereitet werden müssen.    

Auch die damit verbundene Technologie, einschliesslich von elektronischen Lernplattformen, wird in der Ausbildung zu wenig oder gar nicht berücksichtigt. Sie hat immer noch die herbartianische Steuerung des Unterrichts durch die Lehrperson vor Augen, während die Schulen zunehmend von Selbstinstruktion ausgehen. Schweizer Sekundarschulen und Gymnasien haben das Lernen nach eigenem Tempo mit dem Laptop entdeckt, was nicht zuletzt den leistungsschwächeren Schülern zugutekommt. Und auch hier ist die Praxis weiter als die Ausbildung, die doch so viel darauf hält, Vorreiter der Innovation zu sein und dann lediglich die Reformpädagogik wiederholt. Die tatsächliche Innovation hängt stark von den neuen Technologien ab.    

Dem gegenüber ist die Anpassung der beiden Ausbildungsphasen in bestimmten Bundesländern relativ weit fortgeschritten. Von einer Integration der beiden Phasen kann noch keine Rede sein, in der Regel wird die Ausbildungszeit anders verteilt, etwa indem Anteile der Ausbildung in den Studienseminaren vorverlegt werden. Ein anderes Modell überträgt den Studienseminaren die Praxisausbildung der Universitäten. Wie immer dieses Problem gelöst werden mag, von der Forschung gedeckt werden Ansätze, die die Studierenden früh mit realistischen Problemen der Praxis konfrontieren und die ebenso früh eine Eignungsabklärung vorsehen. 
Beispiele aus der Schweiz zeigen die Wirksamkeit dieser Massnahmen für die Rekrutierung geeigneter Lehrkräfte. An den Pädagogischen Hochschulen der Schweiz findet die Eignungsprüfung im ersten Ausbildungsjahr statt und setzt ein geregeltes Verfahren voraus. Ausgangspunkt dafür sind die Erfahrungen im ersten Schulpraktikum. Das Verfahren kann zum Ausschluss führen, bei einer negativen Abklärung können Studierende aus dem Studium entlassen werden. Der Fall kommt nicht oft vor, aber bereits das Verfahren beeinflusst das Verhalten der Studierenden. 

Angesichts der demographischen Entwicklung wird es zu Streichungen von Lehrerstellen kommen, wobei der Umfang in den verschiedenen Bundesländern unterschiedlich ist. Trotz sinkender Schülerzahlen kommt es weiterhin in bestimmten Bereichen zu Engpässen in der Personalrekrutierung. Das gilt insbesondere für naturwissenschaftliche Fächer auf den beiden Sekundarstufen. Bereits heute wird ein Grossteil der künftigen Physiklehrer mit sogenannten „Seiteneinsteigern“ rekrutiert. „Seiteneinsteiger“ sind Personen mit akademischen Abschlüssen und Berufserfahrungen, die bislang nicht für Lehrämter qualifiziert wurden.

In der Schweiz ist in den letzten Jahren versucht worden, diesen Personenkreis systematisch für den Eintritt in Lehrberufe zu gewinnen. Die bestehenden Hindernisse in der Ausbildung sind so gut es ging beseitigt worden. Das Problem ist, die „Seiteneinsteiger“ keinem regulären Lehramtsstudium unterwerfen zu können, weil sie dann gar nicht kommen würden, und sie dennoch unterrichtlich tätig werden zu lassen. Der Berufswechsel muss sich lohnen und darf nicht zu überhöhten finanziellen Belastungen führen, daher kann kein volles Studium verlangt werden.  

· Lösbar ist das Problem mit einem vergleichsweise aufwändigen Assessment vor dem Beginn der neuen Tätigkeit, 

· einer längeren Berufseinführung, 

· einer betreuten Probezeit in den Schulen 
· sowie einem berufsbegleitenden Studium, bei dem die vorgängigen Abschlüsse sowie die Berufserfahrungen Anerkennung finden müssen. 
Die Lehrerverbände sprechen in diesem Zusammenhang polemisch von einer „Schnellbleiche“, die es in der Schulgeschichte aber immer wieder gegeben hat, ohne dass die Qualität deswegen gesunken  wäre. Es kommt nicht allein auf die Ausbildung an, sondern auf die Zahl der „Seiteneinsteiger“ und auf die Ressourcen, die für ihre Betreuung zur Verfügung stehen. Nicht ohne Grund wird die langfristige Anstellung von Lehrpersonen mit dem Ausdruck „Schweinezyklus“ bezeichnet; wenn genügend Stellen vorhanden sind, fehlen die Lehrkräfte, und wenn genügend Lehrkräfte vorhanden sind, fehlen die Stellen.

Neues Personal wird sich nur finden lassen, wenn sich die Anstellungsbedingungen für „Seiteneinsteiger“ verändern und die in Frage kommenden Personen „on the job“ qualifiziert werden. Die konkreten Erfahrungen mit „Seiteneinsteigern“ in der Schule sind durchwegs positiv, man muss sich umgekehrt fragen, warum dieser Personenkreis ohne - wie man in der Schweiz sagt - vollumfängliche Ausbildung trotzdem erfolgreich handeln kann. Auch das wirft ein Licht auf die heutige Struktur der deutschen Lehrerinnen- und Lehrerausbildung. Es geht um den Erwerb von staatlichen Berechtigungen, von denen auf Kompetenzen geschlossen wird, entsprechend schwer haben es „Seiteneinsteiger“, während das Kriterium für ihre Bewertung nur lauten kann: Bewährung im Berufsalltag.     
Der heutige Studienbetrieb ist in allen Universitäten modularisiert worden. „Module“ sind geschlossene Ausbildungsangebote, die keine Verbindung zu anderen Angeboten machen müssen oder können. Die Idee ist, Studienleistungen im Blick auf ein bestimmtes Thema abschliessend prüfen zu können, ohne zwischen verschiedenen Themenbereichen vermitteln zu müssen. Die Folge sind Verschulungsprozesse, die der deutschen Universität in vielen Bereichen bislang fremd waren. Diese Verschulung ist vielfach kritisiert worden, aber klarere Studienanforderungen und deutlich gestiegene Prüfungsleistungen sind nicht per se schlecht, etwa weil sie dem Geist der Humboldtschen Universität widersprechen, der sie nie wirklich bestimmt hat. 
Das Problem für die Ausbildung von künftigen Lehrkräften liegt woanders. Die Modulorganisation lässt keinen Transfer in Richtung Praxis zu, weil das Thema eines Moduls mit der Prüfung abgeschlossen ist. Eine Kernfrage der Lehrerinnen- und Lehrerausbildung ist aber das Themenaufkommen. Bislang bestimmen darüber einzig die Dozierenden, die von ihrem Fach ausgehen. Fragestellungen, die die Studierenden in ihren Praktika, beziehungsweise in einem vorgezogenen Referendariat erfahren, sind nicht modulsteuernd. Insofern verschärft die Modularisierung das Theorie-Praxis-Problem, weil der Transfer des Gelernten, wenn er überhaupt stattfindet, den Studierenden überlassen wird.
Das strukturelle Problem der deutschen Lehrerinnen- und Lehrerbildung lässt sich so fassen: Die Ausbildung orientiert sich an der Logik von wissenschaftlichen Disziplinen und hofft  auf Transfereffekte hin zum Berufsfeld, die sie nicht selbst kontrolliert. Die jetzige Form der Modularisierung verschärft das Problem, weil damit Serien von einzelnen Prüfungsleistungen aufgeschichtet werden, die keinen Zusammenhang ergeben und lediglich das Studienfach bedienen, ohne die Bedeutung für den Beruf erfahrbar zu machen. „Transfer“ ist kein Anliegen, ebenso wenig der möglichst frühe und so prägende Kontakt mit dem Berufsfeld, der zur Themengenerierung genutzt werden könnte. 

In der Schweiz ist das anders. Wer zum Beispiel an der Pädagogischen Hochschule Kreuzlingen am Bodensee das Lehramt für die Sekundarstufe I studiert, ist nach einer Woche in einer Schule, kann sich an der ersten eigenen Unterrichtsstunde versuchen und muss nach drei Wochen eine schriftlichen Reflexion der Erfahrungen abliefern, und dies im Rahmen von ECTS-Punkten und so einer berechenbaren Arbeitszeit. An dem Beispiel sieht man, dass nicht die Bolognastruktur per se das Problem darstellt, sondern die Anpassung an die Anforderungen der Lehrerinnen- und Lehrerbildung, für die innerhalb der deutschen Universitäten wenig Interesse besteht. 

Ein Grund ist, dass dafür die Anreize fehlen. Aufgaben in der Lehrerbildung zu übernehmen, ist eher gefürchtet, weil sie mit Themen verbunden sind, die sich wiederholen und die so die Freiheit der Dozierenden beschneiden. Die Zeitanteile sind immer zu gering, wer von den Fächern her denkt, erkennt keinen geordneten Studienaufbau, schon aus diesem Grunde gelten die Studierenden der Lehrämter oft als zweitklassig. Unterricht mit standardisierten Lehrmitteln wie in der Ökonomie oder in der Psychologie ist in der Ausbildung von künftigen Lehrpersonen bislang kaum üblich. Sie tragen zur Sicherung der Studierendenzahlen bei, aber sind für den Betrieb selbst nur eine kostengünstige Nebenerscheinung.      

Die heutigen Studierenden für Lehrämter entscheiden sich in aller Regel bewusst für das Studium, allerdings mit wenig präzisen Vorstellungen, was das Studium von ihnen abverlangt und auf welche Praxisfelder sie sich vorbereiten. Die Ausnahme sind lediglich die Gymnasiallehrerinnen und Gymnasiallehrer, die sich für Studienfächer entscheiden und dabei aber auch erst gegen Ende des Studiums die gymnasialen Unterrichtsfächer vor Augen haben. Viele Professoren in den Fachwissenschaften sind ausserstande, sich auf die Belange von Lehramtsstudierenden einzustellen.

Ob es in der Bachelorphase einen schularten- und stufenorientierenden Praxisabschnitt geben soll, ist eine sinnvolle, aber nachgeordnete Frage. Entscheidend ist, wie Studierende, die sich für Lehrämter entschieden haben, auf das Studium vorbereitet werden, beziehungsweise wie die Studienwahlentscheidung beeinflusst werden kann. Deutsche Universitäten unternehmen in diesem Zusammenhang viel zu wenig und gehen von dem aus, was ihre angehenden Studenten sich unter dem Studium ihrer Wahl vorstellen. Im Blick auf die Lehrämter ist das höchst diffus und reduziert sich oft auf den Wunsch, mit Kindern umgehen zu wollen. Hier muss ein eigenes Informationssystem aufgebaut werden, mit dem sich die Studienwahl beeinflussen lässt. 

Eine Stärkung der bildungswissenschaftlichen Anteile im Studium für das Lehramt an Grundschulen lohnt sich nur, wenn diese Anteile einen überprüfbaren Praxisbezug haben. „Überprüfbar“ meint, dass die entsprechenden Lehrveranstaltungen evaluiert werden müssen und ungeeignete Veranstaltungen aus dem Verkehr gezogen werden können. Zudem müssen Verwendungsdaten erhoben werden. Letztlich entscheidet sich der Transfer bei den Abnehmern, also in den Schulen, die entsprechend befragt werden müssen. Das gilt letztlich für die gesamte Ausbildung, die berufsbezogen ist und sich daran messen lassen muss, ob sie die entsprechenden Ziele erreicht oder nicht. 

Dieses Postulat gilt auch analog für Vorschläge der Verankerung inklusiver Pädagogik in Studiengängen der Lehrerinnen- und Lehrerausbildung. Auch hier ist entscheidend, mit welchen praktischen Modellen die Ausbildung verbunden ist. Generell hätten die Universitäten mit neuen Studienangeboten in der Ausbildung von Lehrkräften ein hohes Innovationspotential, das bislang nur unzureichend entwickelt worden ist. Es nützt wenig, immer neue pädagogische Ansätze zu entwickeln, bei denen nicht klar ist, wie sie zur gegebenen Realität in den Schulen passen und ob sie wirklich mit Innovationen verbunden sind. 

Von „Verantwortung“ für die Lehrerbildung kann dann gesprochen werden, wenn nicht nur die Zuständigkeit geklärt ist, sondern auch der Ausbildungserfolg überprüft wird. Das ist durch regelmässige Evaluationen möglich, deren Resultate Konsequenzen haben. Ungeeignete Module müssen ersetzt werden können, was „ungeeignet“ ist und was nicht, muss sich am Ausbildungserfolg bemessen lassen. Daraus würde folgen, nicht nur, dass alle Lehrveranstaltungen durch die Studierenden evaluiert werden, sondern auch, dass Transferdaten erhoben werden, also Daten, die erfassen, was bei den Abnehmern ankommt und so tatsächlich Verwendung findet. 

Erste Erfahrungen mit Abnehmerrückmeldungen liegen vor, sie machen deutlich, dass hier ein mühsamer Kulturwandel abverlangt wird. Studien, die zeigen, wie Studierende tatsächlich lernen, nämlich primär ökonomisch und erst dann interessengesteuert, belehren auch darüber, dass die Rhetorik der Ausbildung im Blick auf den Effekt nicht sehr verlässlich ist (Ruffo 2009). Der „reflektierte Praktiker“ ist nur ein Schlagwort, ebenso die „ko-konstruktive Lernumgebung“ oder die „effiziente Ressourcennutzung“, solange sich damit keine konkreten Erfahrungen verbinden. 
Immerhin gibt es aber in der Schweizer Lehrerinnen-und Lehrerbildung Erfahrungen, dass Studienangebote aus dem Programm genommen werden, wenn sie mehrfach schlecht beurteilt wurden. Bislang hat die Lehrerbildung von programmatischen Aussagen gelebt, ohne durch nachhaltige Evaluationen und so mit Hilfe von regelmässig erhobenen Daten  überprüft zu werden. Irgendwie scheint das immer noch ein Kränkungsfaktor zu sein. Auch dieses „Mimosentum“ spricht dafür, die entsprechenden Entwicklungen wie in den verschiedenen Bundesländern so auch in Sachsen forciert voranzubringen. 
Und dabei wird mehr verlangt, als überall Kompetenzlisten zu installieren und die Studierenden ankreuzen zu lassen.  
· Die Themen der Ausbildung müssen in eine Prioritätenfolge gebracht und modularisiert werden. 

· Für ihre Bearbeitung müssen ausreichend Ressourcen zur Verfügung stehen, ihre Notwendigkeit muss anerkannt sein und ihre Wirksamkeit überprüft werden. 

· Das alleine reicht aber zur Implementation nicht aus. 

· Die Themen müssen eine lehrbare Gestalt annehmen, die auf den Zweck der Ausbildung von angehenden Lehrkräften hin angelegt ist. 
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